
waren. Nach der Anweisung vom 29. Dezember 1951 
(GB1. 1952 S. 5) erloschen die Investsonderkonten 1951 
am 15. Februar 1952. Bis zu diesem Zeitpunkt mußten 
alle Zahlungen erfolgt sein. Unter bestimmten Vor
aussetzungen konnte nach § 7 Abs. 4 und 5 der oben 
bezeichneten Anweisung noch eine Bezahlung aus dem 
Investsonderkonto 1952 „M“ bis zum 31. März 1952 er
folgen. Später gab es keine Möglichkeit mehr, die 
Leistungen aus dem Jahre 1951 aus Investmitteln- zu 
bezahlen.

Jeder volkseigene Betrieb muß die im Gesetzblatt 
veröffentlichten Bestimmungen kennen. Der Antrag
steller kann sich auch nicht damit' entlasten, daß nach 
einer im Mai 1952 abgegebenen Erklärung seitens des 
Montageleiters dieser sich im August 1951 mit dem 
Ing. K. geeinigt hätte, daß die Abrechnung erst nach 
Beendigung der Arbeiten erfolgen sollte. Eine der
artige Vereinbarung entbindet nicht davon, ent
sprechend der Anweisung im Gesetzblatt die Leistun
gen in Rechnung zu stellen. Die verspätete Inrechnung
stellung hat zur Folge, daß die Zahlung aus Invest
mitteln nicht mehr erfolgen kann. Jede andere Zah
lungsweise würde aber eine Schädigung der Umlauf
mittel des Abnehmerbetriebes bedeuten.

Das schuldhafte Verhalten des Antragstellers be
gründet die Entscheidung, nach welcher er die Folge 
seiner Säumigkeit selbst zu tragen hat.

§ 7 der VO über die Einführung des Allgemeinen 
Vertragssystems für Warenlieferungen in der volks
eigenen und der ihr gleichgestellten Wirtschaft vom
6. Dezember 1951 (GBl. S. 1141).

1. Wird einem Lieferbetrieb ein vordringlicher Regie
rungsauftrag auferlegt, so liegt darin allein noch keine 
Planänderung, zumal wenn der Regierungsauftrag eine 
Änderung des Produktionsplans nicht erforderlich 
macht.

2. Hat der betroffene Lieferbetrieb seinen Vertrags
partner von der durch den Regierungsauftrag hervor
gerufenen Unmöglichkeit der Lieferung unterrichtet 
und die Zustimmung seines Fachministeriums zur Ver

tragsaufhebung oder -anderung eingeholt, so ist eine 
Vertragsstrafe nicht verwirkt.

Staatliches Vertragsgericht im Bezirk Dresden, Entsch. 
vom 20. April 1953 — I 400/53.

Zwischen den Vertragspartnern bestand ein Liefervertrag. 
Die Auftragsbestätigung durch das Lieferwerk erfolgte am 26. 
Juni bzw. 4. Juli 1952. Eine Teillieferung erfolgte am 1. August, 
weitere Lieferungen blieben aus.

Der Antragsgegner trägt vor, daß er mit Schreiben vom 8. 
und 21. August 1952 den Abnehmerbetrieb darüber unterrichtet 
habe, daß er wegen eines Regierungsauftrages weitere Liefe
rungen nicht durchführen könne und daß er mit Zustimmung 
des Ministeriums für Leichtindustrie den Kauf- und Liefer
vertrag aufhebe. Der Antragsteller erklärte sich mit einer 
Stornierung nicht einverstanden und verlangte Zahlung von 
Vertragsstrafe. Die beteiligten Ministerien kamen zu keiner 
zufriedenstellenden Entscheidung.

Aus den G r ü n d e n :
Es war zu prüfen, ob es notwendig war, wegen der 

vordringlichen Aufträge die im vorliegenden Falle 
vereinbarten Lieferungen ausfahen zu lassen, und ob 
Vertragsstrafe zu zahlen sei. -

Die Beauflagung mit einem vordringlichen Regie
rungsauftrag bedeutet an sich noch keine Planänderung, 
zumal wenn — wie im vorliegenden Falle — die Be
auflagung den gleichen Artikel betrifft und somit der 
Produktionsplan nicht geändert wurde. -Die Beauflagung 
beeinflußte das vorliegende Vertragsverhältnis inso
fern, als die Liefermöglichkeit nicht mehr bestand. Der 
Antragsgegner war verpflichtet, seinen Partner von 
dieser Unmöglichkeit der Lieferung zu unterrichten 
und die Zustimmung seines Fachministeriums einzu
holen. Das letztere erübrigte sich, weil sein Fach
ministerium ihm die Stornierung schriftlich bestätigte. 
Die Benachrichtigung an den Antragsteller erfolgte am
8. und 21. August 19152', also zu einem Zeitpunkt, wo 
für den Antragsteller noch die Möglichkeit bestand, 
seine Bezugsberechtigung bei einem anderen Produk
tionsbetrieb unterzubringen. Für den Lieferbetrieb be
stand keine Möglichkeit des Ausweichens oder einer 
Ersatzlieferung. Deshalb wird die Schuldfrage verneint 
und die Vertragsstrafe niedergeschlagen.
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